
III. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 31 B „Hohenloher Weg“ 

 
 
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN IN ERGÄNZUNG DER PLANZEICHNUNG 
Stand: Satzung – November 2020  
 
A. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 
1.  Art und Maß der baulichen Nutzung  
 
1.1 Gewerbegebiet mit Nutzungsbeschränkung  

Im eingeschränkten Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) sind nur solche Betriebe und Anla-
gen zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören.  

 
1.2 Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO) 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) beträgt 0,8. Es gilt der Eintrag in der 
Planzeichnung. 

 
1.3 Höhe der baulichen Anlagen (§§ 16, 18 BauNVO) 

Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen wird durch Eintrag der maximalen 
Wandhöhe (WH) von 12,0 Metern im Plan festgesetzt.  
 
Als unterer Bezugspunkt für die festgesetzte Wandhöhe gilt die im Mittel gemessene 
Höhe der Straßengradiente der an das Grundstück angrenzenden Verkehrsfläche über 
NHN.  
 
Verläuft die Straßengradiente nicht eben, ist die untere und die obere Höhe der an das 
Grundstück angrenzenden Verkehrsfläche (Straßengradiente) aus den festgesetzten 
Höhen zu interpolieren und hieraus ein Mittelwert zu bilden. Der errechnete Mittelwert 
bildet den maßgeblichen Bezugspunkt. Bei Eckgrundstücken sind beide Straßenzüge 
für die Ermittlung heranzuziehen. 
 
Als oberer Bezugspunkt zur Ermittlung der Wandhöhe gilt der Schnittpunkt zwischen 
der Außenwand und der Unterkante Dachsparren.  
 
Ausnahmsweise kann die festgesetzte Wandhöhe (WH) um bis zu 1,50 m durch unter-
geordnete Bauteile, wie Antennen, Parabolantennen, Wetterfahnen, Masten o.ä. sowie 
durch Gebäudeteile, die für die Funktion der Anlage erforderlich sind, wie Schornsteine, 
Aufzugsbauten, Lüftungs- und Belichtungsaufbauten überschritten werden. 

 
2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

In der abweichenden Bauweise (a) gelten die Vorschriften der offenen Bauweise, je-
doch darf die Länge der Gebäude mehr als 50 m betragen.  

 
B.  Festsetzungen nach Landesrecht (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW) 

Örtliche Bauvorschriften 
 
1. Dachform 

Für die Baukörper sind ausschließlich Dächer mit einer Dachneigung von flacher/gleich 
33° zulässig.  

 
2. Gestaltung, Begrünung und Bepflanzung der unbebauten Flächen der bebauten 

Grundstücke  
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen.  

 



C. Hinweise/Sonstiges 
 
1. Archäologische Bodenfunde 

Um archäologisch relevante Fragestellungen (Untersuchungen im Vorfeld) zu klären, 
ist mindestens 4 Wochen vor Beginn der Bauarbeiten, welche mit Eingriffen in den 
Boden verbunden sind, die LWL-Archäologie für Westfalen – Stadtarchäologie Pader-
born, Museum in der Kaiserpfalz, Am Ikenberg, 33098 Paderborn, Tel.: 
05251/2077105, Fax: 05251/6931799, E-Mail: lwl-archaeologie-paderborn@lwl.org, 
schriftlich zu kontaktieren. 

 
Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde (etwa 
Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt 
werden, ist nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes die Entdeckung unverzüg-
lich der LWL-Archäologie für Westfalen/Stadtarchäologie Paderborn (o.g. Kontaktda-
ten) anzuzeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zustand 
zu erhalten. 

 
2. Kampfmittelfunde 

Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnlich verfärbt 
oder werden verdächtige Gegenstande beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustel-
len und es ist unverzüglich der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch 
die örtliche Ordnungsbehörde oder Polizei zu verständigen. 

 
3. Altlasten 

Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt 
werden, ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Paderborn umgehend zu be-
nachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle bzw. verunreinigter Boden sind bis zur Klä-
rung des weiteren Vorgehens gesichert zu lagern.  

 
4.  Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z. B. Heizöl und Dieselkraftstoff) ist 
die aktuelle „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
und über Fachbetriebe“ einzuhalten. Für die Benutzung von oberirdischen Gewässern 
und des Grundwassers (Einleitung, Entnahme, Wärmepumpe, Erdwärmesonde usw.) 
ist in der Regel ein wasserrechtliches Erlaubnis-/ Genehmigungsverfahren erforderlich. 

 
5. Starkregenereignisse  

Starkregenereignisse und daraus resultierende Sturzfluten sind nicht an bestimmte Ge-
biete gebunden und können jeden treffen. Hierfür werden Maßnahmen zur Bau- und 
Risikovorsorge empfohlen. Über Möglichkeiten der Eigenversorgung informiert die ak-
tuelle Hochwasserschutzfibel „Objektschutz und bauliche Vorsorge“ des Bundesminis-
teriums des Innern, für Bau und Heimat.  
Im gesamten Plangebiet sind auf den privaten Grundstücken Maßnahmen zu treffen, 
die sicherstellen, dass das Wasser gefasst sowie geordnet abgeleitet wird.  
Nachbargrundstücke dürfen nicht geschädigt werden, wenn bei Extremregenereignis-
sen Niederschlagswasser über die Notentwässerungssysteme der Dachflächen und 
befestigten Flächen abfließt. 

 
6. Beachtung der Rückstauebene 

Bei der Erstellung der Bebauung und der Grundstücksgestaltung (Zugänge, Licht-
schächte, Einfahrten etc.) ist die Rückstauebene zu beachten. Unter der Rückstau-
ebene liegende Räume und Entwässerungseinrichtungen müssen fachgerecht gegen 
Rückstau gesichert werden. Die Höhe der Rückstauebene ist in der Abwassersatzung 
der Stadt Paderborn definiert.  

 
 



7. Vogelschutz 
Zum Schutz vor Vogelkollisionen sollten große Glasflächen von z. B. Terrassentrenn-
wänden oder vorgelagerten Laubengängen so ausgeführt werden, dass Vogelkollisio-
nen weitgehend vermieden werden. 

 
8. Bodenschutz  

Bei der Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen ist der Oberboden (Mutter-
boden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vor-
dringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder 
dort einzubauen. 

 
9. DIN-Normen / Richtlinien 

Die DIN-Normen werden zur Einsichtnahme bereitgehalten und können während der 
Öffnungszeiten im Stadtplanungsamt eingesehen werden.  

 


